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Politik der unflexiblen Lösungen
IM ALTER LÄNGER ARBEITEN ■  Die starre Regelung »Rente mit 67« schafft neue Gruppen von Verlierern

Die große Koalition ist stolz auf sich,
weil sie nun das beschlossen hat,
wofür auf den ersten Blick alles
spricht: Menschen sollen länger ar-

beiten, weil sie länger leben, deshalb länger
Rente erhalten, länger gesund sind, und weil
viele Bürger deshalb auch länger arbeiten wol-
len. Und weil das auf den ersten Blick so ist,
diskutierte die große Koalition seit Bestehen
auch nur noch über Details, nie mehr über das
Prinzip. Vor einigen Tagen haben sich Union
und SPD nun auch über diese Details geeinigt:
Das Renteneintrittsalter wird Schritt um
Schritt von 2012 bis 2029 von 65 auf 67 Jahre
angehoben; der Jahrgang 1955 kann erst mit
65,8 Jahren ohne Abschläge in Rente gehen,
der Jahrgang 1961 mit 66,6 Jahren und vom
Jahrgang 1964 an gelten die 67 Jahre. Das
schon ideologisch zu charakterisierende Ziel
dieser Politik: Die Beitragssätze dürfen bis
2030 nie höher als 22 Prozent liegen.

Das alles wurde so
beschlossen, obwohl
sich – auf den zwei-
ten, dritten und vier-
ten Blick – die Argu-
mente, die dagegen
sprechen, geradezu
auftürmen. Denn
wer die Regelalters-
grenze schrittweise
erhöht, der kürzt schlicht und einfach mit je-
dem Schritt die Rente; Nachschub für die
überübernächste Unterschichten-Debatte.
Es ist ja nicht so, dass die Menschen heute mit
65 Jahren in Rente gehen; im statistischen
Durchschnitt tun sie es mit etwa 63 Jahren,
Millionen schon mit 60 Jahren. Bei uns arbei-
ten knapp 40 Prozent aller Bürger im Alter
zwischen 55 und 64 Jahren; in Schweden und

der Schweiz liegt die Erwerbstätigenquote in
dieser Altersgruppe jeweils bei fast 70 Pro-
zent. In Deutschland arbeitet in der Hälfte al-
ler Betriebe niemand, der älter als 50 Jahre alt
ist.

Der Beschluss von heute ist jedoch nicht nur
die soziale Ungerechtigkeit von morgen. Es
fällt auch schwer, Zutrauen zu dieser Politik
zu fassen, weil dieselbe faktische große Koali-
tion aus Union und SPD mit derselben Selbst-

sicherheit in den ver-
gangenen zwei Jahr-
zehnten das Gegenteil
praktiziert und finan-
ziert hat: Frühverren-
tung; möglichst
schnell sollten (und
wollten?) die Älteren
raus aus dem Berufs-
leben. Ein Konzept,

das für die Gesellschaft fast nur Nachteile hat-
te: Es kostete den Steuerzahler zig Milliarden
Mark und Euro. Mit diesem Geld entledigten
sich die Unternehmen ihrer älteren Arbeit-
nehmer. Eine Politik, die letztlich in eine Kul-
tur mündete, die den Jugendwahn in den Be-
trieben blühen ließ, in der es normal ist, dass
Arbeitsplatz und Arbeitszeit sich nicht an den
Bedürfnissen der Älteren ausrichten, in der

vorgesehen ist, dass Ältere sich nicht mehr
weiterbilden, weil es sich nicht mehr lohnt.

Und jetzt wird ohne viele Worte der gegen-
teilige Weg eingeschlagen. Eine schlüssige
Politik sieht etwas anders aus.

Müssen alle länger arbeiten, droht auch
höhere Arbeitslosigkeit. Das Nürnberger In-
stitut für Arbeitsmarkt- und Berufsfor-
schung (IAB) geht davon aus – die Studie
wurde jüngst vorgestellt –, dass es bis 2030
wegen der Rente mit 67 und der Alterung ge-
nerell mindestens 1,2 bis drei Millionen Ar-
beitsplätze zusätzlich bedürfe, solle die Ar-
beitslosigkeit nicht noch mehr zunehmen.
Gelänge dies nicht, so die Modellrechnun-
gen, dann gebe es zwei große Gruppen von
Verlierern: die Jungen und die Geringqualifi-
zierten.

Merkwürdig auch, dass ausgerechnet dieje-
nigen, die immer von Flexibilität reden, nur
starre Lösungen durchboxen: Für den einen
– hochqualifiziert, noch gesund, mit interes-
santem Arbeitsplatz – kommt die Rente mit

67 eventuell drei Jahre zu früh, für den ande-
ren – nach mörderischer jahrelanger Schicht-
arbeit – kommt sie mit Sicherheit zehn Jahre
zu spät, weil er schon mit 57 nicht mehr kann.
Und diese starre Lösung wird vor allem de-
nen weh tun, die heute schon schwer zu
kämpfen haben: den wenig-verdienenden
Gering- und Nicht-Qualifizierten, die oft
schon mit 50 Jahren keine Stelle mehr finden;
den Frauen, die wegen der Erziehung ihrer
Kinder kürzer arbeiten und generell weniger
als Männer verdienen.

Diese Probleme – das kann von einer seriö-
sen Politik verlangt werden – müssten alle
gelöst sein, bevor im Jahr 2012 der Prozess
der Verlängerung beginnt. Wird die Politik
auf diese Fragen angesprochen, dann ant-
wortet sie – abgesehen von der Initiative
50plus – nicht mit Politik, sondern mit Hoff-
nung: Da von 2015 an die geburtenstarken
Jahrgänge in Rente gehen, weniger junge Ar-
beitnehmer nachwachsen, werde es bald
genügend Arbeitsplätze für Ältere geben, so

der optimismus-gestählte Franz Müntefe-
ring. Und wenn Müntefering nicht in Opti-
mismus, sondern in Zynismus macht, dann
sagt er, es müsse ja niemand erst mit 67 Jah-
ren in Rente gehen; mit einem Abschlag von
0,3 Prozent pro Monat sei doch jeder schon
früher dabei. Ähnlich klar sieht Arbeitgeber-
vertreter Dieter Hundt die Lage: Ja zur Ren-
te mit 67. Nein zu Sanktionen gegen Firmen,
die Ältere entlassen. Nein zur Selbstver-
pflichtung der Unternehmen, mehr Ältere
einzustellen und für sie geeignete Arbeits-
plätze zu schaffen.

Dabei könnten Wirtschaft und Politik mit
den beiden letztgenannten Maßnahmen plus
einen Prozentpunkt Mehrwertsteuer zusätz-
lich in die schon gut gefüllte Rentenkasse ei-
nen anderen Weg einschlagen. Ganz ohne
Rente mit 67. Es sagt mehr über den Zustand
dieser großkoalitionären Politik als über die-
se oder andere Alternativen, dass letztere auf
Berliner Territorium irgendwie so naiv klin-
gen. ■

Seinem Auftrag treu geblieben
Zum Tode des Antifaschisten und Widerstandskämpfers Peter Gingold

Er hat Zeit seines Lebens gekämpft: ge-
gen Ausbeutung und Unterdrückung,
gegen Faschismus und Krieg, gegen
Antisemitismus und Rassismus. Trotz

erlittener Niederlagen hat er sich nie unter-
kriegen lassen. Gegen seine Krankheit aller-
dings konnte er am Ende doch nichts aus-
richten: In der Nacht zum 29. Oktober erlag
Peter Gingold im Alter von 90 Jahren einem
schweren Krebsleiden.

Geboren wurde er mitten im Ersten Welt-
krieg, am 8. März 1916. Vielleicht war es die-
ses mit der Biografie verwobene historische
Ereignis, weshalb der Kampf gegen den Krieg
in seinem Leben eine so wichtige Rolle spie-
len sollte. Vielleicht war es aber auch die Tat-
sache, dass Peter Gingold in eine 1912 aus
Polen eingewanderte jüdische Familie hin-
eingeboren wurde. Bis Ende der zwanziger
Jahre arbeitete Vater Moritz als Konfektions-
schneider, Mutter Esther hausierte mit Klei-
dung und Seife. Nach ihrer Übersiedlung
nach Frankfurt am Main begann Peter 1930
eine kaufmännische Lehre und näherte sich
dem Kommunistischen Jugendverband an,
dem er 1931 beitrat. Während die Gingolds
1933 nach Frankreich flohen, blieb der Sohn
vorläufig in Deutschland. Erst nach einer
mehrmonatigen Haft folgte er seiner Familie
ins Pariser Exil.

Dort schloss er sich der Résistance an, lern-
te seine Frau Ettie kennen, 1940, Paris war
gerade von den Deutschen besetzt worden,
kam seine älteste Tochter Alice zur Welt. Aus

den Armen und sangen Bella Ciao und Avan-
ti popolo«, erinnerte er sich gern.

Nach Kriegsende kehrte das Paar mit Alice
nach Deutschland zurück, 1946 wurde die
zweite Tochter Sylvia geboren. Doch statt
Anerkennung für ihren politischen Mut zu
finden, erwartete die junge Familie einmal
mehr Ausgrenzung und Verfolgung: als Staa-
tenlose mussten sie um die deutsche Staats-
angehörigkeit kämpfen, die ihnen erst 1974
zuerkannt wurde. Als Kommunisten gerieten
sie ins Fadennetz des KPD-Verbots, Sylvia
Gingold wurde 1974 mit Berufsverbot be-
legt.

Peter Gingolds politische Leidenschaft galt
dem Kampf gegen Faschismus und Krieg: Er
war Mitbegründer der Vereinigung der Ver-
folgten des Naziregimes (VVN), fehlte auf
keiner Anti-Kriegs-Demonstration und
gründete 1986 unter anderen mit Esther Be-
jarano das Auschwitz-Komitee.

Jeder sei ersetzbar, heißt es. Doch Peter
Gingold ist es nicht. Er war das antifaschisti-
sche Gewissen der Bundesrepublik und fand
weit über die Linke hinaus Gehör. Auf un-
zähligen Demonstration, Konferenzen und
Veranstaltungen sowie in zahllosen Schulen
wurde er als Zeitzeuge geladen. Seine Auf-
tritte gingen zu Herzen und endeten meist
mit stehenden Ovationen. Er wusste um den
Auftrag der Überlebenden und blieb ihm,
trotz höllischer Schmerzen, bis kurz vor sei-
nem Tode treu.

Birgit Gärtner

Sicherheitsgründen entschlossen sich die El-
tern, das zweijährige Kind bei einem Bauern-
paar in Pflege zu geben. Diese Trennung mit
ungewissem Ausgang hat Peter Gingold zeit-
lebens so bewegt, dass er sie in seinen Reden
so wenig zu erwähnen vergaß wie Ettie, die,
ebenfalls Jüdin, in der Résistance außeror-
dentlich großen Mut bewiesen hatte.

Nach der Befreiung von Paris im August
1944 schloss sich Peter Gingold dem italieni-
schen Widerstand an. Den 8. Mai 1945 erleb-
te er in der Nähe von Turin. »Den ganzen Tag
läuteten die Glocken, die Leute lagen sich in

Die WASG muss die
Kröte schlucken
IM GESPRÄCH ■  Martin Morlok, Parteienrechtler an der Universität
Düsseldorf, rät aus finanziellen Gründen von einer echten
Parteineugründung ab 

FREITAG: In Ihrem Gutachten zum
Parteibildungsprozess von Linkspar-
tei.PDS und WASG empfehlen Sie
»Verschmelzung durch Aufnahme«. Ist

damit gemeint, dass die kleinere Partei, also
die WASG, sich auflöst und der größeren, also
der Linkspartei.PDS, beitritt?

MARTIN MORLOK: Ganz genau, das ist
damit gemeint. Der Sinn dieser Operation
liegt darin, dass keine Zweifel aufkommen
sollten am Fortbestand einer der beiden Par-
teien – und zweckmäßiger Weise nimmt man
da die größere. Die Alternative dazu bestün-
de gedanklich darin, dass beide sich auflösen
und eine gemeinsame neue Partei aufmachen.
Diese Vorgehensweise birgt aber das Risiko,
dass die bisherigen Errungenschaften dann
verloren wären.

Welche Errungenschaften?
Die Parteien erhalten vom Staat Geld für die

bisher bei den letzten Bundestags-, Landtags-
und Europawahlen erworbenen Wählerstim-
men. Wenn nun die völlige Neugründung einer
Partei vorliegt, bekommt diese zunächst kein
staatliches Geld, weil dann das sogenannte
Wählerstimmenkonto bei Null beginnt. Es
empfiehlt sich, so vorzugehen, dass auf alle Fäl-
le die Errungenschaften erhalten bleiben. Auch
der Aufbau einer neuen Parteistiftung würde
Verluste bedeuten und viele Jahre dauern. 

Andererseits streben die beiden Parteien eine
Fusion auf Augenhöhe an und wollen bewus-
st Vereinnahmungen vermeiden. Ist ein for-
maler Beitritt da nicht hinderlich?

Meine Empfehlung bezieht sich auf die ju-
ristische Konstruktion und ist gegenüber ei-
ner politischen Bewertung durchaus eigen-
ständig. Tatsächlich – so habe ich es der Pres-
se entnommen – ist im Rahmen des Mögli-
chen ja eine Gleichberechtigung der beiden
Parteien und ihrer Mitgliedschaft vorgese-
hen, weitgehend unabhängig von der Größe
der beiden Partner.

Warum schlagen Sie vor, Linkspartei und
WASG sollten übergangsweise den Status
»eingetragener Verein« annehmen?

Sämtliche Parteien sind bisher schon Verei-
ne, die meisten aber keine eingetragenen. Es
handelt sich hier lediglich darum, dass man
aus einem sogenannten nicht-rechtsfähigen
Verein einen rechtfähigen macht, das bedeu-
tet, dass man sich beim Amtsgericht als Ver-
ein registrieren lässt. Dieser Akt ist mit kei-
nen inhaltlichen Veränderungen verbunden
und beeinflusst nicht die Stellung der Mit-
glieder. Bei eingetragenen Vereinen greift das
Verschmelzungs- oder Umwandlungsgesetz.
Nur durch diese Vorgehensweise ist gewähr-
leistet, dass es keine finanziellen Verluste

gibt. Die Gewerkschaft Verdi hat bei ihrem
Zusammenschluss aus Einzelgewerkschaften
das gleiche Vorgehen praktiziert und sich
vorübergehend eintragen lassen.

Das heißt, die Parteien bleiben bestehen?
Ja, sie bekommen sozusagen nur einen

rechtlichen Stempel aufgedrückt. Alles ande-
re bleibt, wie es war. Der Grund für diese
Empfehlung liegt darin, dass das Gesetz zwar
einerseits vorsieht, dass Parteien sich vereini-
gen können. Andererseits steht nirgends, wie
dies vonstatten gehen kann. Es gibt nur Vor-
schriften über den Zusammenschluss von an-
deren Organisationen (man denkt dabei of-
fensichtlich an Wirtschaftsunternehmen), die
diese Vereinigung erleichtern und wasser-
dicht machen. 

Verstehe ich es richtig, dass man aber auch
über diesen Weg nicht von einer echten Fusi-
on sprechen kann?

Wenn echte Fusion heißt: Aus A und B
wird C gemacht, hat man das Problem, dass
C etwas völlig Neues ist und die bisherigen
Besitzstände verloren gehen. Es geht aber
darum, die Identität und Kontinuität zwi-
schen alter und neuer Partei sicherzustellen.
Deshalb sollte man eben nicht eine neue Par-
tei aufmachen. Es ist wichtig, eine solche Par-
teivereinigung in einer Weise zu gestalten,
dass das Recht nicht davon ausgeht, es hand-
le sich künftig um eine neue Partei.

Man hätte dann also eher die Formel: A plus
B wird zu Aplus.

Richtig. Nach meiner persönlichen Rechts-
meinung könnte man es auch weniger um-
ständlich machen, aber so ist man auf der si-
cheren Seite.

Nach der Wende gab es zwischen Ost und
West mehrere Vereinigungen von Parteien.
Warum können Linkspartei und WASG nicht
ähnlich fusionieren?

Ihr Hinweis ist richtig, aber wir haben da-
mals eine auf die Wiedervereiniung bezogene
Sonderregelung gehabt, die mittlerweile
nicht mehr gilt.

Die Botschaft des Beitritts, die Ihre Empfeh-
lung transportiert, ist für einige Mitglieder
der WASG ziemlich unbehaglich und hat eine
symbolische Kraft.

Das ist ja nachzufühlen. Dass die Kleinen
den Größeren beitreten sollen, ist quasi eine
psychologische Kröte, die die WASG
schlucken muss. Auch wenn es nach Über-
nahme aussieht: Man muss das als rein tech-
nischen Akt sehen. 

Das Gespräch führte Connie Uschtrin 
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Dieselbe faktische große Koalition hat
mit derselben Selbstsicherheit in den
vergangenen zwei Jahrzehnten das
Gegenteil praktiziert und finanziert:
Frühverrentung


